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Gratis-LehrmittelauchamGymi
Der Zürcher Kantonsrat plädiert fürmehrChancengerechtigkeit während der obligatorischen Schulzeit.

Matthias Scharrer

«Die Finanzierbarkeit der Bil-
dung darf kein Kriterium dafür
sein, obKinder ansGymnasium
gehenodernicht», sagte Sibylle
Jüttner (SP, Andelfingen) am
Montag imKantonsrat.DieMit-
telschullehrerinundProrektorin
der Kantonsschule Zürcher
Unterlandhat deshalb eine par-
lamentarische Initiative (pI) ein-
gereicht, diedasParlamentnun
mit96von180Stimmenvorläu-
fig unterstützt.

Sie fordert, dass der Kanton
ZürichLehrmittel bis zumEnde
der obligatorischen Schulzeit
unentgeltlich zur Verfügung
stellt – egal, ob ein Kind die
Sekundarschule oder die Kan-
tonsschulebesucht.Heuteerhal-
ten Sekundarschülerinnen und
-schüler die Lehrmittel gratis.
Gymi-Schülerinnen und -Schü-
ler respektive ihreElternwerden

hingegenzurKassegebeten.Pro
Semester macht dies mehrere
Hundert Franken aus, wie es in
der schriftlichen Begründung
derpIheisst.Kommedannnoch
derKauf eines fürdieSchulenö-
tigen Computers hinzu, belaste
dies einFamilienbudget schnell
mal mit 1000 bis 2000 Fran-
ken, erklärte Jüttner. Dies sei
auch fürmittelständischeFami-
lien, die keinen Anspruch auf
Stipendienhaben,deutlich spür-
bar – besonders, wenn sie meh-
rere Kinder haben, die aufs
Gymnasium gehen.

«WohlhabendeFamilien
würdenunnötigbegünstigt»
Gegen Jüttners Forderung spra-
chen sich SVP und FDP aus.
«Mit dem Giesskannenprinzip
würden auch wohlhabende Fa-
milienunnötigbegünstigt», sag-
te Roger Schmidinger (SVP, Ur-
dorf).Alexander Jäger (FDP,Zü-

rich) doppelte nach, es habe
schon seine Logik, dass Gymi-
Schülerinnen und -Schüler für
ihre Unterrichtsmaterialien be-
zahlen müssen. Schliesslich sei
derBesucheinerKantonsschule
im Gegensatz zur Sekundar-
schule freiwillig. Und: Viele
Gymnasiasten würden später
noch eine Hochschule besu-
chen, was dann auch wieder
Kosten für den Staat zur Folge
habe.Ausserdemgebees fürbe-
dürftigeFamilienStipendien re-
spektive Sozialhilfe.

«Esstärktdie
Chancengerechtigkeit»
Jüttner hielt dagegen: Das be-
stehendeSystemtragedazubei,
dass Kinder aus weniger wohl-
habenden Familien oft nicht
aufs Gymnasium kämen, ob-
wohl sie leistungsmässig das
Potenzial dazu hätten. Unter-
stützungerhielt dieSP-Kantons-

rätin unter anderem von Livia
Knüsel (Grüne, Schlieren):
«Kinder, die nach der zweiten
Sekundarklasse oder nach der
sechsten Primarklasse aufs
Gymi wechseln, sollten gratis
Lehrmittel kriegen», sodieLeh-
rerin aus Schlieren.

In anderen Kantonen wie
Luzern und Uri sei es gang und
gäbe, dass Lehrmittel während
der obligatorischen Schulzeit
auch auf dem Gymnasium für
die Kinder und Jugendlichen
gratis seien, fügteKathrinWyd-
ler (Mitte, Wallisellen) an. Und
sagte: «Es ist unverständlich,
warum dies im Kanton Zürich
anders ist.»

Die geforderte Reform sei
eigentlich selbstverständlich,
meinte Hanspeter Hugentobler
(EVP, Pfäffikon). «Es stärkt die
Chancengerechtigkeit, wenn
Lehrmittel während der obliga-
torischenSchulzeit gratis sind.»

Auch die GLP und die AL spra-
chen sichdafür aus.«Bildung ist
einGrundrecht», sagteLisaLet-
nansky (AL, Zürich). Und der
Kanton Zürich könne es sich
leisten, Unterrichtsmaterialien
während der obligatorischen
Schulzeit gratis abzugeben.

Jetzt gehtderVorschlag
indienächsteRunde
Da GLP, Mitte, EVP, SP, Grüne
und AL das Anliegen guthies-
sen,wurdendie fürdie vorläufi-
ge Unterstützung einer pI nöti-
gen 60 Stimmen deutlich über-
troffen:Mit96Stimmenkamim
180-köpfigen Kantonsrat eine
absoluteMehrheit zustande.

Doch definitiv beschlossen
ist damit nochnichts:Nunmuss
die zuständigeKantonsratskom-
mission einen Bericht und An-
trag erarbeiten, über den dann
der Regierungsrat und wieder-
umder Kantonsrat befindet.

Seeüberquerung
findet statt
Sportanlass DieWetterprogno-
sen stimmen: Die Stadtzürcher
Seeüberquerungfindetdefinitiv
amkommendenMittwochstatt,
wiedieOrganisatorenamMon-
tagmitteilten. Die Teilnehmer-
zahl ist auf9000Schwimmerin-
nen und Schwimmer be-
schränkt.AmMontagum12Uhr
startet der Ticketverkauf.

Die Stadtzürcher Seeüber-
querung führt vom Strandbad
Mythenquai zum 1500 Meter
entfernten Strandbad Tiefen-
brunnen. Alle 50 bis 70 Meter
sindBootemitRettungsschwim-
merinnenundRettungsschwim-
mern postiert. Die 9000 Teil-
nehmenden starten in zwölf
Gruppen zwischen 14.30 und
17.55Uhr. (sda)

VolkwillüberVorkaufs-Initiativeabstimmen
DerKantonsrat lehnt die Initiative«Mehr bezahlbareWohnungen imKantonZürich» ab.

Der Zürcher Kantonsrat hat am
Montag entschieden, dieVolks-
initiative «Mehr bezahlbare
Wohnungen imKantonZürich»
abzulehnen. Diese will den Ge-
meinden ein Vorkaufsrecht für
Grundstückeermöglichen.Weil
sie voraussichtlichnicht zurück-
gezogen wird, hat das Volk die
Wahl zwischen Initiative und
Gegenvorschlag.

Das Parlament lehnte die
linkeVolksinitiative für einVor-
kaufsrecht mit 94 zu 78 Stim-
menbei 4Enthaltungenab.Die
GLPbeschlossdabei Stimmfrei-
gabe. Statt der Initiative unter-
stützte der Kantonsrat den
Gegenvorschlag des Regie-
rungsrates mit 105 Ja- zu 71

Nein-Stimmen. Dieser Gegen-
vorschlag würde die Wohnbau-
förderungverdoppeln. Stattwie
bisher 180 Millionen Franken
soll derKantonkünftig 360Mil-
lionenFrankendafür ausgeben.

Die linkeRatsseitewird ihre
Initiative für ein Vorkaufsrecht
voraussichtlichnicht zurückzie-
hen.DerEntscheiddes Initiativ-
komitees stehe diesbezüglich
noch aus. Er gehe aber davon
aus, dass die Initiative nicht zu-
rückgezogenwerde, hiess esbei
SP-Kantonsrat Rafael Mörgeli
auf Anfrage. Somit hat das
Stimmvolk voraussichtlich die
Wahl zwischenGegenvorschlag
und Volksinitiative. Würde das
Initiativkomitee seine Vorlage

wider Erwarten doch noch be-
erdigen, träte automatisch der
Gegenvorschlag in Kraft.

Gegenvorschlag
«eineAlibi-Übung»
Der Gegenvorschlag wurde am
Montag kritisiert, weil es gar
kein Gegenvorschlag sei. «Das
ist eine Alibi-Übung, die den
Status Quo zementiert», sagte
MarkusSchaaf (EVP,Zell). «Die
Menschen im Kanton erwarten
Lösungen, keine taktischen
Spielchen.» Die Bürgerlichen
sagtenhingegen,mit einemVor-
kaufsrechtwerdenochkeine zu-
sätzliche Wohnung gebaut. Mit
einer ausgebautenWohnbauför-
derung aber schon. (sda)

Kantonfördert 36Projekte im
Frauen-undMädchenfussball
Frauen-EM Der Kanton Zürich
hat wegen der Frauen-EM
100’000Franken für 36Projek-
te imFrauen-undMädchenfuss-
ball gesprochen. Darunter sind
etwa Fussballcamps, Turniere
oderSchnuppertage.DieFörde-
rung sei ein starkes Zeichen für
denFrauen- undMädchenfuss-
ball, hielt Sportminister Mario
Fehr (parteilos) in einer Mittei-
lung vomMontag fest. Alle soll-
tengezielt darin investieren. Im
August könnenFraueneinTrai-
ningswochenende mit der ehe-
maligen Nati-Spielerin Katrin
Lehmann und Ex-Nati-Coach
Martina Voss-Tecklenburg ab-
solvieren. Der Kanton fördert
auch ein «Girl Soccer Talent

Tournament» des SC Wipkin-
gen oder den Mädchen- und
Frauenfussballtag des FC Stäfa
im Juli.

Den Betrag von 100’000
FrankenhattederKanton schon
2024 angekündigt. Insgesamt
investiert derKantonZürich 3,5
Millionen Franken in die Frau-
enfussball-Euro 2025. 2 Millio-
nenFranken gehen andie Stadt
Zürich, unter anderem für die
OrganisationderFanzone inder
Europaallee.Mitdemrestlichen
Geld unterstützt der Kanton
etwadie Juniorinnen-Abteilung
des Zürcher Fussballverbands
oderdieTrainerausbildung.Das
Geld kommt aus dem gemein-
nützigen Fonds. (sda)

Elektroauto fahren
soll teurerwerden
Zürich Dass inderVerkehrspoli-
tik FDP, SVP, SP, AL und Mitte
zusammenspannen, ist selten.
So geschehen am Montag im
Zürcher Kantonsrat. Anlass
dazuwar eineparlamentarische
Initiative (pI) von Marc Bour-
geois (FDP, Zürich). Sie fordert,
dass künftig auch Halterinnen
und Halter von Elektroautos
Verkehrsabgabenbezahlenund
damitdieVerkehrsinfrastruktur
mitfinanzieren.Bisherwaren sie
davon befreit. Massgebliches
Kriterium soll dabei künftig das
Gewicht einesElektrofahrzeugs
sein. Die Abgabenbefreiung sei
als Anschub-Subvention ge-
rechtfertigt gewesen, sagte
Bourgeois. Doch inzwischen
habe die Zahl der Elektromobi-
le derart zugenommen, dass
dies nichtmehr nötig sei.

Anders sahenesdieGrünen,
GLP und EVP. Es brauche wei-
terhin Anreize zur Förderung
derElektromobilität, etwadurch
mehr Ladestationen, sagte
Daniel Rensch (GLP, Zürich).
Dieser Ansatz fehle aber im
FDP-Vorstoss.

Die Ratsmehrheit war je-
dochmit Bourgeois darin einig,
dass eine Verkehrsabgabenbe-
freiung von Elektroautos nicht
mehr angebracht sei. Der Kan-
tonsrat unterstützte die pI mit
119 Stimmen vorläufig. Nun
muss sicheineKantonsratskom-
mission mit dem Thema befas-
sen.Bis zurUmsetzungdürftees
noch zwei bis drei Jahredauern,
schätzte Bourgeois. (mts)

Wer ans Gymnasium geht, muss schnell mal Hunderte von Franken pro Semester für Unterrichtsmaterialien hinblättern. Bild: Gaëtan Bally/Keystone

NurnochdreiMal
imMonat tagen
Kantonsrat Der Zürcher Kan-
tonsrat soll nur noch drei Mal
proMonat tagen. 93Mitglieder
haben am Montag eine parla-
mentarische Initiative der SVP
vorläufig unterstützt. Initiant
Domenik Ledergerber (SVP,
Herrliberg) zeigte sich inderSit-
zung überzeugt, dass die Miliz-
tauglichkeit gesteigert werde.
Die Effizienz des Ratsbetriebes
würde verbessert und die Kos-
tenpro Jahr leicht reduziert.Die
Linke warnte hingegen davor,
dass vieleVorstösse lange liegen
bleiben würden, wenn das Par-
lamentweniger tagt.(sda)


